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Gegen die Hoffnungslosigkeit in Zeiten von Krieg, Klimaveränderungen und 
der Zunahme von autoritären Systemen  
 
Statement von Cornelia Hildebrandt beim AbFaNG-Friedensfrühstück am 31. Aug. 2025 beim 
Volksstimmefest im Wiener Prater 

 

Die Reihe deprimierender Nachrichten reißt nicht ab: 

 Der andauernde Krieg n der Ukraine bei dem selbst ein Waffenstillstand als „eingefrorenen 
Konflikt“ droht im Kampf um Sicherheitsgarantien zu dessen Ausweitung zu führen.In Gaza 
wird der genozidale Krieg fortgesetzt.  

 Der Klimawandel geht einher mit Hitzewellen und sintflutartigen Niederschlägen.  

 Autoritäre Regime breiten sich aus und bestimmen zunehmend die weltweite Agenda.  

 Mit der Entwicklung von Künstlicher Intelligenz beginnen erst die Umbrüche hin zu neuen 
Produktions- und Lebensweisen mit unklaren Folgen, wenn ihre Entwicklung sich 
unbegrenzt und mehr noch ungeregelt fortsetzt.  

All das macht  Angst, auch weil damit Lebensperspektiven, erst recht in Frieden, in sozialer und 
ökologischer Sicherheit immer schwieriger werden. Im Gegenteil – es droht der Kampf um 
Ressourcen, um Lebens- bzw. Überlebensperspektiven, gekoppelt an das Recht des Stärkeren. 
Gesellschaften unter diesem Druck verändern sich schon jetzt: Erschöpfung und Gefühle der 
Ohnmacht breiten sich aus.  

In den letzten Jahrzehnten haben vor allem in der Jugendliteratur apokalyptische 
Grundstimmungen, Dystopien zugenommen. Sie dienen als Ventil für Ängste, indem sie dystopische 
Entwicklungen in fiktionale Formen übersetzen und so nach außen erzählbar werden. Gleichzeitig 
aber bleiben realistische Antworten aus von jenen, die für die Entwicklungen die Verantwortung 
tragen.  

Nein, eine breite Linke muss sich gegen jede Politik der Entmenschlichung stellen, gegen die 
Barbarisierung durch Krieg, unmenschliche Migrationspolitik, gegen eine Politik, die Armut 
befördert und den Klimawandel in Kauf nimmt und sie muss sich klar positionieren gegen die 
Ausweitung und Verfestigung autoritärere Systeme mit Tendenzen zur Faschisierung.  

Eine Linke muss deshalb nicht nur die Menschenrechte, sondern sie muss Menschlichkeit im 
umfassenderen Sinne verteidigen und gegen diese Wege der Zerstörung gesellschaftliche 
Alternativen entwickeln. Dazu aber müssen Linke über sich hinausgehen und an der Bildung breiter 
Allianzen arbeiten, die wieder Hoffnung geben und so handlungsfähig machen. Also Hoffnung nicht 
im Sinne ferner Erwartung, sondern als Allianzen des aktiven Widerstandes.  

Wie aber gelingt es, angesichts des sich ausbreitenden Ohnmachtsgefühls Hoffnung zu geben aus 
der Handlungsfähigkeit erwächst?  

Hoffnung heißt immer über das eigene Ich hinaus zu denken. 
In der Bibel, z.B. in Jesaja 58 wird die kollektive Hoffnung des Volkes Israel mit der praktischen 
Umsetzung von Gerechtigkeit und Fürsorge für die Bedürftigen verbunden. Hier bedeutet Hoffnung, 
dass die Gemeinschaft Verantwortung füreinander übernimmt und in Solidarität handelt: nicht das 
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Fasten allein ist entscheidend, sondern müsse damit verbunden werden: „ das Joch zu lösen, die 
Unterdrückten freizulassen und jedes Joch zu zerbrechen..“ (Jesaja 58,6) d.h. auch im Christentum 
wird Hoffnung nicht  nur mit Erwartung, sondern mit solidarischem aktiv sein mit anderen 
verbunden.  

Für den Befreiungstheologen Franz Hinkelammert bedeutete echte Hoffnung, immer das Leben 
gegen den Tod zu setzen. Das Leben müsse gegenüber Systemen,  die den Tod bringen, Vorrang 
haben und er wandte sich deshalb gegen jede Ideologie, die den Tod in Kauf nimmt durch Armut, 
Hunger, Krieg oder Umweltzerstörung. Hoffnung verband Hinkelammert mit einer kritischen, 
aktiven Kraft gegen Systeme, die Menschen tötet – buchstäblich und symbolisch. Er verbindet seine 
Hoffnung mit der Frage , wie Gesellschaften organisiert sein müssen, damit das Leben Vorrang hat 
gegen Armut, Hunger, Krieg, Umweltzerstörung verknüpfte so die Frage der Hoffnung mit der 
Notwendigkeit von Systemveränderung.  

Wo aber heute und konkret beginnen? 

Die europäischen Linken und hier insbesondere die europäischen Linksparteien (EL und ELA1) haben 
eine ganze Reihe übereinstimmender Positionen im Kampf gegen Austerität und Privatisierung 
öffentlicher Infrastrukturen gegen eine inhumane Migrationspolitik und den Ausbau von Frontex.  

Ebenso wird konsequent die Verteidigung und Stärkung des Völkerrechts bekräftigt. 
Unterschiedlich gewichtet wird das Recht auf Selbstverteidigung souveräner Staaten – die niemand 
in Frage stellt. Beide Parteien fordern ein sofortiges Ende des genozidalen Krieges Israels gegen die 
palästinensische Bevölkerung und die Zweistaatenlösung. 

Der russische Angriffskrieg wird scharf verurteilt, Differenzen gibt es zur Frage, ob an die Ukraine 
Waffen geliefert werden sollen oder nicht und wie Sicherheit nach Beendigung dieses Krieges 
erreicht werden soll bzw. wie grundsätzlich europäische Sicherheit möglich und nachhaltig sein 
kann. Die europäischen Linken sind in beiden europäischen Parteien in diesen Fragen gespalten. 
Doch während die Europäische Linkspartei (EL) die Militarisierung grundsätzlich abgelehnt und über 
Wege zu einer grundsätzlichen Verhinderung einer neuen Rüstungsspirale nachgedacht wird,  gib es 
innerhalb der Europäischen Linksallianz (ELA) – ausgehend von den skandinavischen Parteien – 
Überlegungen darüber, ob eine europäische Verteidigungsarmee nicht Teil eines neuen 
Sicherheitskonzeptes sein müsste – angesichts neuer Bedrohungslagen und drohender neuer 
globaler Konflikte. Allerdings lehnen die französischen und spanischen Linken innerhalb der ELA-
Partei einen solchen Ansatz derzeit ab, so dass sich friedenspolitischen Überlegungen der ELA auf 
die Verteidigung des Völkerrechts und auf die Souveränität der Staaten konzentrieren. Kritisiert 
wird, dass die EU Hunderte Milliarden Euro für die Aufrüstung bereitstelle, sich jedoch weigere in 
soziale und ökologische Gerechtigkeit zu investieren. Außerdem fehlen diplomatische 
Anstrengungen für einen gerechten Frieden. 

Für die Europäische Linkspartei (EL) steht die Friedensfrage im Mittelpunkt. Sie wendet sich gegen 
das Wettrüsten, fordert Sofortmaßnahmen, einen Waffenstillstand in der Ukraine, den Abzug der 
US-amerikanischen und russischen Atomwaffen und einen Atomwaffenverbotsvertrag. Sie fordert 

 
1 Seit August 2024 ist die europäische Linke gespalten. Die Europäische Linkpartei besteht seit 2005 und versteht sich 
offen für alle Linksparteien und Organisationen, die das Statut der EL anerkennen. Die neu gegründete Allianz der 
Europäischen Linken für die Menschen und für den Planeten (ELA) vereint zurzeit 8 Parteien, darunter drei 
skandinavische Parteien, der Bloco aus Portugal, La France Insoumise (LFI), die polnische Razem und die spanische 
Podemos und versteht sich als rot-grünes neues Projekt.   
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ein atomwaffenfreies Europa die De-Militarisierung der EU. All das ist notwendig angesichts 
zunehmender Kriegshysterie.  

Wenn Krieg jedoch all jene Ressourcen zerstört, die für eine soziale und ökologische Transformation 
gebraucht werden, muss die Friedensfrage zentral gesetzt werden und eine sozial-ökologische 
Bewegung zugleich auch eine Friedensbewegung sein. Kriege und Maßnahmen gegen den 
Klimawandel stehen im Widerspruch zueinander – Schätzungen besagen, dass in Kriegen der CO2-
Verbrauch um das 5 bis 10fache steigt, abgesehen vom Bedarf an fossilen Brennstoffen, Zerstörung 
von Infrastrukturen, Verknappung von Ressourcen und Fluchtbewegungen in deren Folge.  

Die Frage der Kriegstüchtigkeit wird spätestens mit der Bedienung der Schuldenlasten für die 
Aufrüstung zur sozialen Frage. Die kreditfinanzierte Militarisierung wird mit den Zinszahlungen für 
diese Kredite zur Belastung der öffentlichen Haushalte und muss zu sozialen Kürzungen führen. Also 
auch wenn die in der Friedensfrage gespaltene Linke sich lieber auf die soziale Frage konzentriert, 
kann sie der Krieg-Friedensfrage nicht ausweichen, sondern sie muss die Friedensagenda mit 
sozialen und ökologischen Fragen verbinden und so das sozial-ökologische Fundament der 
Demokratie verteidigen, so wie sie Solidarität als universalen Wert verteidigt wie auch das 
Völkerrecht und die Menschenrechte.  

„Solidarisch Mensch werden!“, forderten die beiden Befreiungstheologen Hinkelammert und 
Duchrow in ihrem gleichnamigen Buch schon 2006 und sind aktueller denn je. Das aber heißt  Hilfe 
zugleich mit Wertschätzung zu verbinden und die Würde des anderen zentral zu setzen.  

Die Würde des anderen zentral setzen aber heißt für lebenswürdige Bedingungen für alle zu 
kämpfen. Im Alltag vor Ort in der Kommune und über diese hinaus. Was wird gebraucht, um in 
Frieden, sozialer Sicherheit selbstbestimmt leben zu können? Wie müssen Strukturen verändert 
werden und wo müssen Macht- und Eigentumsverhältnisse umgestaltet werden? Ohne System-
change, ohne grundlegende Veränderung der gesellschaftlichen Verhältnisse wird dies nicht 
möglich sein – d.h. es Hoffnung muss mit dem Kampf um Macht verbunden werden, um die 
notwendigen Veränderungen auch durchsetzen zu können.  

Solidarisch Mensch werden beginnt jedoch schon in der eigenen Organisation und muss dort 
verbunden werden mit „revolutionärer Freundlichkeit“. Wer eine breite Bewegung für einen 
Richtungswechsel der Politik formieren will, muss deren Pluralität und unterschiedliche 
Perspektiven und Grundlegungen für das eigene Engagement anerkennen. So kann sich der Einsatz 
für soziale Gerechtigkeit christlich oder auch marxistisch motiviert sein, queer oder traditionell 
links. Dabei scheint die bündnispolitisch begründete Pluralität einfacher akzeptiert zu werden als 
die Pluralität innerhalb der marxistisch-sozialistischen oder neuen Linken, obwohl sie sich auf 
gleiche historische Quellen berufen, diese jedoch unterschiedlich interpretieren. Schnell wird dabei 
Marx 11. Feuerbachthese vergessen: es kommt nicht darauf an, die Welt zu interpretieren, sondern 
sie zu verändern.  

Es geht dabei nicht darum, seine eigene Identität preiszugeben, sondern diese dialogfähig im 
permanenten gesellschaftlichen Austausch zu entwickeln. Das ist ein Prozess mit Spannungen und 
Widersprüchen, die sich immer wieder neu setzen, weil diese sich im realen Leben immer wieder 
neu setzen. Diese so zu bearbeiten, dass daraus eine breite Bewegung der Hoffnung entstehen für 
den Frieden und Demokratie, die fähig sein wird, die Verhältnisse zum Tanzen zu bringen – darauf 
kommt es an. Und wenn selbst Papst Leo XIV sich beim Welttreffen der Jugend 2025 auf den Slogan 
der früheren Weltsozialforen beruft: „Eine andere Welt ist möglich!“, dann weiß er, dass diese 
Hoffnung durch aktives Handeln, durch immer wieder neue Impulse belebt werden kann.  


